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			Soldaten gegen Mücken

			Zika-Virus breitet sich rasant aus

			Von Georg Ismar
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			Recife - Tausende Militärs werden nun zum Anti-Mücken-Kampf in die Favelas geschickt. Und selbst auf den Bussen im brasilianischen Bundesstaat Pernambuco wird großformatig zum Schutz gegen Moskitos aufgerufen. „Gemeinsam besiegen wir die Aedes aegypti“, lautet dort der Slogan, versehen mit einem Bild der Moskitoart. In Krankenhäusern der Großstadt Recife verfolgen Mütter derweil äußerst angespannt, wie mit einem Zentimeterband die Schädel ihrer Babys gemessen werden.

			Hier im Norden Brasiliens nahm die dramatische Ausbreitung des von der Aedes-Mücke übertragenen, mysteriösen Zika-Virus in Amerika ihren Ausgang. Der Verdacht: Die massive Häufung eines zu kleinen Schädelvolumens bei Neugeborenen (Mikrozephalie) kann im Zusammenhang stehen mit einer Zika-Infektion bei Schwangeren. Wie ernst die Lage ist, zeigt eine drastische Maßnahme. Am 13. Februar will Brasiliens Regierung 220.000 Soldaten einsetzen, die in betroffenen Gebieten von Haus zu Haus gehen und bei der Bekämpfung der Aedes-Mücken helfen.

			Denn die Mücke überträgt auch das Dengue-Fieber. Die Zahl dieser Infektionen stieg 2015 in Brasilien auf 1,6 Millionen - 843 Menschen starben an Dengue-Infektionen. „Seit 30 Jahren gibt es diese Moskitos im Land und wir haben es nicht geschafft, sie zu eliminieren“, kritisiert Gesundheitsminister Marcelo Castro. Als weitere Maßnahme gegen das grassierende Zika-Virus sollen 400.000 schwangere Frauen aus ärmeren Schichten, die Sozialleistungen bekommen, kostenlos Moskitoschutzmittel erhalten. Von 3893 bisher festgestellten Fällen an Schädelfehlbildungen, die bei Kindern wegen des zu kleinen Gehirns zu geistiger Behinderung führen, konnte bei sechs Fällen eine vorherige Zika-Infizierung der Schwangeren nachgewiesen werden.

			Das Virus verunsichert auch viele Touristen. „Schwangere sollten generell von vermeidbaren Reisen in Zika-Endemie-Gebiete absehen“, rät das Auswärtige Amt in Berlin inzwischen mit Blick auf die rasante Ausbreitung, die im Mai 2015 in Brasilien begann.

			Klar bewiesen ist bisher nichts. Auch nicht, dass das Virus das Guillain-Barré-Syndroms auslösen kann, das mit Lähmungserscheinungen verbunden ist und auch Männer betrifft. Im schlimmsten Fall werden die Atemwege lahmgelegt, was eine künstliche Beatmung erforderlich macht. „Es sind weitere Forschungsanstrengungen notwendig, bevor gesagt werden kann, ob es irgendeinen Zusammenhang gibt“, betont die Weltgesundheitsorganisation (WHO). Sie warnt inzwischen aber vor der Ausbreitung des Zika-Virus auf den gesamten amerikanischen Kontinent.

			Das Virus wurde 1947 im Zikawald in Uganda entdeckt, daher der Name. Das Ungeklärte: In Afrika kam es nach bisherigen Erkenntnissen nicht zur Häufung an Schädelfehlbildungen im Zusammenhang mit Zika, ohnehin tauchte es dort nur sporadisch auf. 2007 wurde Zika dann plötzlich im Pazifikraum (Mikronesien) festgestellt, einen größeren Ausbruch gab es 2013/2014 im Französisch-Polynesien, dort wurde damals auch ein ungewöhnlicher Anstieg des Guillain-Barré-Syndroms festgestellt. Aber erst mit Auftreten in Brasilien kam es zu der massiven Ausbreitung. Eine Theorie ist, dass das Virus womöglich von Touristen während der Fußball-WM 2014 nach Brasilien eingeschleppt worden sein könnte.

			Es ist nun schon in 21 Ländern Amerikas festgestellt worden, vom Karibikstaat Barbados bis Venezuela. Neben Brasilien ist Kolumbien besonders stark betroffen: Hier wurden seit Oktober rund 13.500 Zika-Infektionen registriert, in der Regel verläuft diese eigentlich harmlos: typische Symptome sind leichtes Fieber und Hautrötungen.

			Bis in die USA hat sich Zika ausgebreitet, rund ein Dutzend Fälle gibt es dort, nach Angaben der Gesundheitsbehörde CDC eingeschleppt aus Ländern Lateinamerikas. Laut WHO könnten nur Chile und Kanada auf dem amerikanischen Kontinent verschont bleiben, da die Aedes-Mücke hier nicht vorkomme. Bisher gibt es keinen Impfstoff - nun werden in Ländern wie Brasilien die Forschungs- und Präventionsmaßnahmen massiv hochgefahren. Gerade auch mit Blick auf die Olympischen Spiele in Rio de Janeiro im August soll jede Gefahr vermieden werden.

			Für Touristen lautet vorerst der wirksamste Schutz gegen Zika: Lange Kleidung und der Gebrauch von Anti-Mückensprays.
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			Die Woche in Argentinien

			Papst trifft Macri
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			Franziskus und Macri bei ihrem Treffen im Jahr 2013.

			Präsident Mauricio Macri wird sich noch im Februar mit Papst Franziskus treffen. Wie das Präsidialamt mitteilte wird die Audienz am 27. Februar im Vatikan stattfinden. Es wird der erste persönliche Kontakt der beiden Argentinier sein, seit Macri im Amt ist. Der Präsident wird von seiner Frau Juliana Awada begleitet werden.

			Zuvor hatte es Spekulationen über frostige Beziehungen zwischen dem Vatikan und der Casa Rosada gegeben, weil der Papst Macri nicht zu dessen Wahlsieg gratuliert hatte. Die Wogen hatten sich allerdings geglättet als sich der Papst in einem herzlichen Brief für dessen Geburtstagsgrüße bedankte.

			Die Audienz wird im Anschluss an die Lateinamerikareise des Papstes stattfinden. Der Heilige Vater wird sich vom 12. bis 17. Februar in Mexiko aufhalten. Pläne für eine Reise in sein Heimatland Argentinien sind bisher noch nicht bekannt geworden.

			Macri hatte Franziskus 2013 bereits als Bürgermeister von Buenos Aires besucht. Seine Vorgängerin Cristina Fernández de Kirchner traf das Oberhaupt der Katholischen Kirche häufig.

			Annäherung an Israel

			In Israel freut man sich über eine „neue Ära“ der Beziehungen zu Argentinien. Ministerpräsident Benjamin Netanjahu ist bei seiner Eröffnungsrede zur neuen Sitzungsperiode der Knesset ausdrücklich auf sein Treffen mit dem neuen argentinischen Präsidenten Mauricio Macri in Davos eingegangen. „Er hat mir unmissverständlich erklärt, dass er in den Beziehungen zu Israel eine neue Seite aufschlagen werde“, sagte der israelische Regierungschef. Netanjahu und Macri hatten sich am Donnerstag vergangener Woche beim Weltwirtschaftsgipfel getroffen. Dabei war es um wirtschaftliche Fragen gegangen und die Möglichkeit eines gegenseitigen Besuchs. Eine Verbesserung der Beziehungen zu Argentinien wäre aber vor allem ein politischer Erfolg für den wegen seiner Siedlungspolitik international unter Kritik stehenden israelischen Premier. Unter der Regierung Cristina Kirchners hatte Argentinien 2010 den Staat Palästina anerkannt und sich in den letzten Jahren dem Iran angenähert.

			Macri sagt Celac ab

			Vizepräsidentin Gabriela Michetti wird Mauricio Macri auf dem Celac-Gipfel in Ecuador vertreten. Die Celac ist ein Zusammenschluss von 33 lateinamerikanischen und karibischen Staaten. Deren Staats- und Regierungschefs treffen sich zum vierten Mal. Das Treffen findet von Mittwoch bis Freitag in Quito statt. Macri sagte die Teilnahme auf Anraten seiner Ärzte ab. Der Präsident hatte sich vor kurzem eine Rippenverletzung zugezogen, deren Ausheilung sich durch die extreme Höhe Quitos verzögern würde. Quito liegt 2800 Meter über dem Meeresspiegel. Michetti wird sich in Ecuador wohl mit dem venezolanischen Präsidenten Nicolás Maduro ausenandersetzen müssen. Seit Macri an der Macht ist tauschen die beiden Länder nicht gerade Freundlichkeiten aus. Der argentinische Präsident fordert die venezolanische Regierung bei jeder Gelegenheit auf, die demokratischen Bürgerrechte einzuhalten. Maduro droht, Macri und die politische Rechte auf der Welt, mit „allem Mitteln“ zu bekämpfen.

			Hitze und Blitze

			Hitzerekord in Buenos Aires: Am Sonntag meldete das staatliche meteorologische Institut SMN Temperaturen von bis zu 37,5 Grad. Die gefühlte Temperatur habe gar bei 41,4 Grad Celsius gelegen. Das berichtete die Tageszeitung La Nación am Montag. Viele Menschen mussten in der Hitze schmoren, weil es in Tausenden Haushalten wegen des starken Gebrauchs von Klimaanlagen Stromausfälle gab. Abkühlung an den Ufern des Río de la Plata konnten die Betroffenen ebensowenig geniessen: Wegen Schlangenalarms (wir berichteten) waren die Strände über Kilometer hinweg gesperrt, Seit Wochenanfang herrschen wieder erträglichere Temperaturen. In Monte Hermoso wurden am Sonntag Mittag unterdessen zwei Menschen durch einen Blitzeinschlag am Strand verletzt, einer davon schwer. Dem Blitz sei ein starker Regenfall vorausgegangen, berichtete die Tageszeitung Clarín am Montag weiter. Fast jedes Jahr fordern Blitzeinschläge an den Stränden Todesopfer und Verletzte. Das schlimmste Unglück bisher ereignete sich im Januar 2014 in Villa Gesell, als vier junge Menschen zwischen 16 und 20 Jahren getötet und über 20 Menschen verletzt wurden. 

			Schlammlawine

			In Mendoza isolierte Samstagnacht eine Reihe von Schlammlawinen mehr als 3500 Personen und schnitt an diversen Stellen der Ruta 7 den Weg nach Chile ab. Durch die unüblichen intensiven Regenschauer der letzten Zeit dürfte es zu den insgesamt elf Erdrutschen gekommen sein. Die größte Schlammlawine war 800 Meter lang und vier Meter hoch. In Uspallata, der am meisten betroffene Zone, lebten Einheimische und Touristen 24 Stunden in Angst und Beklommenheit. Viele wurden von dem Schlamm und den Felsblöcken überrascht und eingesperrt. Die Gendarmerie und das Militär waren ununterbrochen im Einsatz, so konnte ein alternativer Weg geschaffen werden, um die Eingeschlossenen zu evakuieren. Einige mussten ins Krankenhaus gebracht werden. Die Ruta 7 ist vor allem jetzt, in der Hauptreisezeit, eine der am meist befahrenen Straßen. Vor kurzem wurde sogar ein Rekord an Autos und Reisebussen verzeichnet. (AT/SF)
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			Peronisten unter sich

			Als Peronisten kennzeichnen sich Politiker, die sich als Anhänger des dreimaligen Präsidenten Generalleutnant Juan Domingo Perón bekennen. Ihr Ursprung geht auf einen Staatsstreich von 1943 zurück. Perón war damals Oberst und leitete eine Gruppe von Obristen, geannt GOU („Grupo de Oficiales Unidos“, zu Deutsch Gruppe vereinigter Offiziere), die die Macht hinter dem Thron von Präsident General Edelmiro Farrell war. Perón war Vizepräsident und Arbeitssekretär. In letzter Eigenschaft nahm er Kontakt mit Gewerkschaftern, meist sozialistischer oder kommunistischer Einstellung auf, und erließ Gesetze, insbesondere das 13. Monatsgehalt im Dezember, Spanisch „aguinaldo“ genannt. Mit dieser Unterstützung gewann er die allgemeinen Wahlen von 1946 und regierte mit Demagogie, Populismus, Verstaatlichung von Dienstleistungsunternehmen, insbesondere die Eisenbahnen. Anfangs deckten hohe Getreide- und Fleischpreise im Ausland den Aufschwung, der ab Mitte 1948 krachte, als der Peso in einer Woche von 4,20 auf 10 Pesos je Dollar sprunghaft abgewertet wurde. Die Blütezeit war zu Ende, der Populismus hatte versagt. Perón verfolgte die katholische Kirche, seine Schergen verbrannten Kirchen, er selber wurde vom Vatikan exkommuniziert. Eine Revolution verleitete ihn, seinen Rücktritt den Generälen zu erklären, nicht dem Kongress, wie es sich gehört hätte, und er flüchtete nach Paraguay, später nach Panamá, wo er seine dritte Frau, genannt Isabelita, heiratete, und zuletzt nach Spanien. Nach 18 Exiljahren wurde seine Rückkehr gestattet. Am 1. Juli 1974 erlag er einem Herzleiden.

			Perón war tot, aber der Peronismus nicht. Die Partei, die er als Präsident kontrolliert hatte, musste sich auf Justizialistische Partei, zu Deutsch Gerechtigkeitspartei, umtaufen, nachdem Personennamen für Parteien verboten worden waren. Ohne Perón als Parteiführer, stritten sich seine Nachfolger untereinander, ohne echte parteiinterne Wahlen abzuhalten.

			Ganz anders sieht es derzeit mit dem Peronismus aus. Das geltende Parteiengesetz schreibt parteiinterne Wahlen für die Führung vor, so dass in den kommenden Monaten gewählt werden muss. Hierüber verhandeln zumal die fünfzehn peronistischen  Gouverneure von Provinzen, die vermutlich den vorherigen dreimaligen Gouverneur von San Juan, José Luis Gioja, als Kandidaten vorstellen dürften. Gelingt die Prozedur, ohne dass die Peronisten bei Internwahlen untereinander streiten, früher sogar handgreiflich, dann werden die Peronisten stärkste Oppositionspartei. Präsident Mauricio Macri behauptet, dass sein Gegner Sergio Massa, den er eingeladen hatte, ihn in Davos zu begleiten, echter Führer der Gerechtigkeitspartei sei, was nicht stimmt. Massa hält seinen Wahlalliierten, Gouverneur José Manuel de la Sota, für den besten Kandidaten. Die Parteiperonisten sind anderer Meinung und betrachten Massa nicht als Parteiperonisten, führt er doch seine eigene Erneuerungsfront (Spanisch „Frente Renovador“), mit der er bei den letztjährigen landesweiten Parteiinternwahlen (PASO) immerhin über 5 Millionen Stimmen gewann.

			Die kommenden parteiinternen Wahlen werden zeigen, wer und mit wem die Partei reorganisiert werden wird und ob sie danach als normale Oppositionspartei agieren wird, ohne neue Spaltungen zu erfahren, wie es Jahrzehnte lang immer wieder der Fall gewesen ist.
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			Politisches Monopoly

			Von Stefan Kuhn

			Jetzt geht‘s los. Nicht gleich, aber am Montag. Am 1. Februar beginnen die unterhaltsamsten Politfestspiele der Welt: die US-Vorwahlen. Das ist eine Art Monopoly durch 50 Bundesstaaten und einige Überseegebiete, wobei in jedem Staat andere Spielregeln gelten, die wiederum von Partei zu Partei unterschiedlich sind. Am Ende gewinnt, wer die meisten Delegiertenstimmen gesammelt hat.

			Das geschieht in Primaries und Caucuses. Bei letzteren handelt es sich um geschlossene, halboffene und offene regionale Parteiversammlungen, auf denen lokale Delegierte sich in offener Wahl auf einen Kandidaten einigen. Bei den Primaries gibt es ebenfalls offene, halboffene, halbgeschlossene oder geschlossene, d.h. rein parteiinterne, Vorwahlen, je nachdem, wer außer den Parteimitgliedern daran teilnehmen darf. Die Abstimmungen sind geheim, die Delegierten werden je nach Staat unterschiedlich verteilt. Während früher das „Winner-Takes-All“-Prinzip dominierte, wird inzwischen in vielen Staaten ein Großteil der Stimmen proportional verteilt. Die gewählten Delegierten teilen sich wiederum in solche, die stimmgebunden sind oder frei entscheiden können, wen sie auf dem jeweiligen Parteikonvent im Juli wählen.

			Gestartet wird das Spektakel am Montag mit einem Caucus in Iowa, einem Drei-Millionen-Einwohner-Staat im Mittelwesten, etwa doppelt so groß wie Bayern. Gut eine Woche später folgen die ersten Primaries in New Hampshire. Die Zahl der zu vergebenden Delegierten ist dabei wenig wichtig, aber ein Sieg hat hohen symbolischen Wert. Schneidet ein Kandidat in beiden Staaten besonders schlecht ab, wenden sich schon bald die Unterstützer ab, und das Geld geht aus. Um das geht es in diesem Politmonopoly nämlich auch.

			Zumindest der Multimilliardär Donald Trump, der in den Umfragen führende Kandidat der Republikaner, muss sich darüber keine Sorgen machen. Eine Niederlage würde zunächst nur sein Ego ankratzen. Allerdings ist das Ego so ausgeprägt, dass es weitere Niederlagen nur schwer verkraften dürfte.

			Trump ist ein kaum erklärbares Phänomen. Zunächst wurde seine Kandidatur belächelt. Der Mann ist einfach zu schrill, um ernst genommen zu werden. Als er dann Mitte vergangenen Jahres die Führung in den Umfragen übernahm, erklärten das politische Kommentatoren und Politikwissenschaftler mit seinem Unterhaltungswert. Breitseiten gegen Latinos, Muslime oder Frauen - Trump scheut keine Provokation. Inzwischen übernehmen seine Gegner schon Trump-Positionen, weil sie bei der republikanischen Wählerschaft gut ankommen.

			Auch halten die meisten politischen Experten einen Kandidaten Trump für wahrscheinlich und einen Präsidenten Trump nicht mehr für völlig ausgeschlossen. Das auch, weil das Parteiestablishment den erzkonservativen texanischen Senator Ted Cruz für noch gefährlicher hält. Die gemäßigten Kandidaten wie der frühere Florida-Gouverneur Jeb Bush, New Jerseys Gouverneur Chris Christie oder die Ex-Managerin Carly Fiorina liegen in den Umfragen weit hinten.

			Die demokratische Kandidatin Hillary Clinton, frühere First Lady, Senatorin und Außenministerin, konnte das Gehacke bei den Republikanern lange Zeit amüsiert betrachten. Sie hatte in den Umfragen einen bequemen Vorsprung und hätte in den Präsidentschaftswahlen wohl jeden der extremistischen Kandidaten geschlagen. Jetzt hat sie allerdings ernsthafte Konkurrenz bekommen. Bernie Sanders, ein 74-jähriger Senator, der sich erst im November der Demokratischen Partei angeschlossen hat, liegt in den Umfragen gleichauf mit ihr. Noch überraschender ist, dass sich Sanders ohne Scheu als „demokratischen Sozialisten“ bezeichnet, wo in den USA schon das Adjektiv „liberal“ ein Schimpfwort ist. 

			Das erinnert ein wenig an die Vorwahlen 2008, als die Parteifavoritin Clinton einem politischen Newcomer namens Barack Obama unterlag. Noch allerdings gibt es wenig Zweifel an der Kandidatur Clintons. Sie hat schon vor Iowa einen Vorsprung von 331 Stimmen. Die kommen von den sogenannten „Superdelegierten“, demokratischen Mandatsträgern, die hinter ihr stehen.

			Der Aufstieg des Linken Sanders, die Tatsache, dass bei den Republikanern in den Umfragen ausschließlich „Rechtsextremisten“, so würde man sie in anderen Regionen der Welt nennen, an der Spitze stehen - all das veranschaulicht den tiefen gesellschaftlichen Riss, der durch die USA geht. Viele Demokraten sehnen sich, von Obama enttäuscht, nach einem echten Wandel. Vielen republikanischen Wählern, vor allem denen aus der Tea-Party-Bewegung, geht es um ein Zurück hinter den durch Obama geschaffenen Status Quo. Sie wollen weniger Staat, eine Aufwertung ihrer eigenen religiösen Werte und halten den uneingeschränkten Waffenbesitz für die größte demokratische Errungenschaft der amerikanischen Revolution.

			Sollten sich Sanders, Trump oder Cruz in den ersten Vorwahlen durchsetzen, könnte das Spiel noch spannender werden. Der Multimilliardär Michael Bloomberg, der früher Bürgermeister von New York, hat für diesen Fall angekündigt, als unabhängiger Kandidat ins Präsidentschaftsrennen einzusteigen. Er hätte Chancen, und er hat das Geld.
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			Randglossen

			Die Aktivistin von Jujuy, Milagro Sala, genoss während der Präsidentschaft von Cristina Kirchner bedeutende Subventionen, die sie an Mitglieder einiger Genossenschaften verteilte, um Eigentumswohnungen zu finanzieren. Sie verweigerte den Begünstigten die formelle Einschreibung der Eigentumstitel und behielt einen Teil der Subventionen für sich selber. Als diese Korruption bekannt wurde, wurde Milagro Sala von der Justiz festgenommen und angeklagt. Ihre Anhänger, die zum Kirchnerismus gehören, gingen auf die Straße. Leidtragender dieser Korruption war der langjährige peronistische Gouverneur Eduardo Fellner, seines Zeichens auch Vorsitzender der Justizialistischen Partei, der die Gouverneurswahl gegen den UCR-Radikalen Gerardo Morales verlor. Ein traditionelles Korruptionsnetz ist geplatzt. Endlich.

			Argentinien leidet bekanntlich unter einer langjährigen Inflation, die auf irgendwo zwischen 25 und 30 Prozent im Jahr geschätzt wird. Derzeit gibt es keine offiziellen Zahlen, weil das Statistikamt Indec eine neue Erhebung der Preisermittlung vorbereitet, so dass die Öffentlichkeit auf private Schätzungen und Ermittlungen in der Bundeshauptstadt sowie einigen Provinzen angewiesen ist. Das inflationstreibende Defizit des nationalen Schatzamts und die Lohnaufbesserungen zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern sind Träger der Inflation. Die neue Regierung von Mauricio Macri und ihr Schatz- und Finanzminister Alfonso Prat Gay wollen die Inflation sukzessive bekämpfen und hoffen, dass sie nicht davon läuft, um in der zweiten Jahreshälfte 2016 abzunehmen, was abzuwarten ist.

			Der Mann ist unmöglich und bei der Vorstellung, dass er der nächste Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika werden könnte, rollen sich einem die Fußnägel auf. Donald Trump wäre wohl eine Art amerikanischer Gaddafi, unberechenbar, selbstverliebt und extrem gefährlich. „Ich könnte mitten auf der 5th Avenue stehen und auf jemanden schießen, und ich würde trotzdem keine Wähler verlieren“, sagte er auf einer Wahlveranstaltung in Iowa. Das ist erschreckenderweise keine Selbstironie, sondern eine brillante Analyse der politischen Stimmung in den USA. 

			Saudi-Arabien ist ein bierloses und vor allem bierernstes Land. Es gibt wohl keinen Staat auf der Erde, in dem so viele Dinge verboten sind. Am schlimmsten trifft es die Frauen. Sie dürfen nicht Auto fahren und nur in Begleitung von männlichen Verwandten auf die Straße. Die Sache mit dem Alkohol ist aus religiösen und gesundheitspolitischen Gründen noch verständlich, aber dass jetzt der Großmufti des Landes eine Fatwa gegen das Schachspiel ausgesprochen hat, raubt der Bevölkerung eine der letzten Freuden. Schach sei ein „Glücksspiel“ und deshalb „unislamisch“, meint der Kleriker. Er hat wohl häufig verloren. Wenn er Schach für ein Glücksspiel hält, wird er wohl demnächst den Fußball verbieten.
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			Die Erdölkrise in Chubut

			Der dramatische Rückgang des Erdölpreises, von über u$s 100 je Barrel Mitte 2015 für die Brent–Sorte, die räpresentativ für den Weltmarkt ist, auf jetzt um die u$s 30 pro Barrel, hat sich auch auf Argentinien ausgewirkt, ganz besonders auf die Provinz Chubut, die den grössten Teil ihres Erdöls exportiert. Für das exportierte Öl erhalten die Unternehmen u$s 19 pro Barrel, weil die Frachtkosten bis zum Konsumort abgezogen werden und das Erdöl von Chubut auch wegen der Qualität einen Abschlag hat, bei Förderungskosten um die u$s 40. Bis vor kurzem erhielten die Expirtere über u$s 60 pro Barrel.

			Am Montag fand eine Konferenz von Innenminister Rogelio Frigerio, begleitet von Energieminister Juan José Aranguren, Arbeitsminister Jorge Triaca, dem Unterstaatssekretär im Amt des Kabinettschefs, Gustavo Lopetegui, dem Unterstaatssekretär für die Koordinierung öffentlicher Arbeiten, Ricardo Delgado, und dem YPF-Vorsitzenden Miguel Galuccio, mit den Unternehmern Carlos Bulgheroni (Pan American Energy), und Carlos Ormaechea (Tecpetrol), dem Gouverneur der Provinz Chubut, Mario das Neves, dem Bürgermeister von Comodoro Rivadavia, Carlos Linares, und dem Generalsekretär der regionalen Erdölgewerkschaft, Carlos Avila, statt. 

			Die Unternehmen fordern eine Subvention beim Export. Gegewärtig besteht für Lieferungen an den Binnenmarkt ein Stützungspreis von u$s 54,90, der jedoch bei Exporten nicht gilt. Wenn er auch auf den Export angewendet wird, so kostet das das Schatzamt um die u$s 500 Mio im Jahr als Subvention.

			Galuccio bot eine Teilalternative an: im Juni werde die neue Anlage der Raffinerie von La Plata in Betrieb genommen werden, die in der Lage ist, 50% des Erdöls von Chubut, das gegenwärtig exportiert wird, zu verarbeiten. Das bedeutet, dass entsprechend weniger Benzin und Dieselöl importiert werden müssen. In diesem Fall gilt für das Erdöl der Stützungspreis. Gesamtwirtschaftlich ist dies für das Land positiv, einmal, weil dabei der Mehrwert der Erdölprodukte im Land bleibt, und dann, weil die Transportkosten für den Export des Rohöls und den Import von Benzin und Dieselöl entfallen.

			Wenn das Problem nicht bald gelöst wird, kommt es zu Entlassungen, die bis zu 5.000 Arbeiter betreffen könnten. Diese Aussicht macht besonders Gewerkschaftler Avila Sorgen, der andeutete, dass er eine mässige Lohnforderung bei den kommenden Verhandlungen an die Bedingung knüpfen könnte, dass es keine Entlassungen gibt. Die Löhne der Erdölarbeiter waren in den letzten Jahren, u.a. wegen des hohen Erdölpreises, weit über den Durchschnitt angehoben worden. Es wäre logisch, wenn sie jetzt angesichts der Krise eingefroren werden. Wenn Subventionen gewährt werden, so muss es für die Erhaltung der Arbeitsplätze, aber nicht für Zahlung von noch höheren Löhnen sein.

			Die Diskussion soll in den kommenden Tagen weitergehen. Bis dahin muss die Regierung eine Entscheidung treffen.
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			Stromtarife in Gross Buenos Aires um über 250% erhöht

			Durch Beschluss 6 des Energieministeriums (vom 27.1.16) wurden die Tarife für elektrischen Strom in der Bundeshaupstadt und Umgebung ab 1. Februar 2016 (bis zum 30. April 2016) für Haushalte von 280% bis etwas über 350% und für Unternehmen der Industrie und anderer Bereiche um etwa 600% erhöht. Gemäss einer Berechnung der Stiftung Fundelec, die sich mit der Stromwirtschaft befasst, stellt dies für die Staatskasse eine Ersparnis von $ 35 Mrd. im Jahr dar. 

			Diese Erhöhung betrifft jedoch nur den Grossistenpreis, also den Tarif, den die Stromverteiler Edesur und Edenor an Cammesa zahlen, das Unternehmen, das diesen Markt betreibt. Es fehlen noch die Erhöhungen bei der Stromverteilung, die ebenfalls notwendig sind, da die bisherige Marge nicht kostendeckend ist, vor allem, wenn man eine gute Instandhaltung einschliesst. Vom Preis, den ein Konsument für den Strom bezahlt, entfallen ca. 60% auf den Strompreis, den die Verteiler bezahlen, und 40% auf Verteilungskosten und Steuern.

			Ohne Verteilungskosten zahlten die Haushalte von Gross Buenos Aires bisher $ 88 pro Megawattstunde, und werden jetzt $ 192 bis $ 321 in Spitzenzeiten zahlen. Eine Rechnung von bisher $ 80 pro Bimester, nur für den Strom als solchen, steigt jetzt auf $ 125 pro Monat, also $ 250 pro Bimester. Hinzu kommt dann noch die Zunahme bei der Verteilungsmarge, wobei damit gerechnet wird, dass die Gesamtzunahme um die 300% liegt.

			Der Tarif wird jetzt im Laufe des Tages unterschiedlich sein. In den Spitzenzeiten wird er am höchsten sein, in den Zeiten mit geringem Verbrauch am niedrigsten, und dazwischen auf einem Mittelwert. Ausserdem wird eine Belohnung für geringeren Konsum eingeführt: wer im Vergleich zum Vorjahr 10% bis 20% weniger konsumiert, wird einen Rabatt erhalten, so dass die Zunahme dann zwischen 150% und 185% liegen wird. Bei denjenigen, die über 20% sparen, ist der Abschlag noch grösser, so dass die Zunahme um 118% bis 128% liegt.

			Abgesehen davon wird ein sogenanter „Sozialtarif“ geschaffen, der sich auf Bezieher einer Mindestpension und Sozialplänen, und allgemein auf Familien mit niedrigem Einkommen bezieht. Für diese Haushalte soll ein Konsum von 150 KWSt. pro Monat unentgeltlich sein. Darüber zahlen sie dann einen Tarif, der jedoch nur ca. ein Viertel des Normaltarifs betragen soll. Die Regierung rechnet, dass bis zu 2 Mio. Haushalte in diese Kategorie fallen. Das Sozialministerium wird mit der Bestimmung dieser Kategorie von Stromverbrauchern beauftragt.

			Der Tarif der Bundeshauptstadt und Umgebung liegt vor der Erhöhung weit unter den Tarifen, die sonst im Land gelten. Bei einem Konsum von 520 KWSt. liegt der Tarif in der Bundeshauptstadt bei $ 55 pro Bimester, in Córdoba hingegen bei $ 373. Aber auch unter den Provinzen sind die Tarife unterschiedlich: so sind es in Santiago del Estero nur $ 84, in Mendoza $ 110, in Catamarca $ 125 und, am anderen Extrem, in Tucumán $ 297, in Rio Negro $ 303, in San Luis $ 310, in Santa Fé $ 343, in Jujuy $ 345, in Santa Cruz $ 352, in Neuquén $ 366 und in Córdoba $ 373. Auch nach der Erhöhung liegt Gross Buenos Aires unter dem Landesinneren.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 14,13 gegen $ 13,74 am Mittwoch zuvor, und um 5,37% über Ende Dezember 2015. Die ZB Reserven betrugen u$s 25,32 Mrd. gegen u$s 25,54 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.03.16 bei $ 14,28, zum 30.06.16 bei $ 15,18, und zum 30.09.16 bei $16,16. Der Terminkurs per Ende Dezember enthält einen Jahreszinssatz von 25,04%. Der Schwarzkurs erreichte am Dienstag bei Dollarnoten den Spitzenwert von $14,37 für den Ankauf gegen $ 14,25 in der Vorwoche. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Plus von 14,74% und liegt - 7,61% gegenüber Ende 2015.

			***

			Par -Bonds in Pesos notierten mit 0,40% im Minus gegenüber Ende 2015. Discount-Bonds in Pesos liegen gegenüber Ende 2015 im Plus mit 0,96%. Bonar 2024 verloren 0,24% seit Jahresbeginn und Global 2017 Arg lagen mit -0,44% gegenüber Jahresende 2015. 

			***

			Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $305,76 (Vorwoche $309,11) und bei 24 Karat um $436,85 (Vorwoche $441,59) gehandelt.

			***

			Die Regierung hat beschlossen, sieben Provinzen einen Vorschuss von insegsamt $ 4 Mrd. zu erteilen, damit sie Gehälter u.a. unmittelbare Forderungen zahlen können. Davon entfallen $ 800 Mio. auf Córdoba, $ 500 Mio. auf Jujuy, $ 1.000 Mio. auf Mendoza, $ 250 Mio. auf Chubut, $ 600 Mio. auf Santa Fé und $ 500 Mio. auf Neuquén. Diese Beträge werden dann mit der Beteiligung am Erlös der nationalen Steuern im März verrechnet, wobei die Rückzahlung jedoch verschoben werden kann, so dass voraussichtlich eine Ratenzahlung erfolgt. Die Provinz Buenos Aires hatte schon am 13. Januar $ 3,5 Mrd. als Vorschuss erhalten.

			***

			Die Industrieproduktion ist im November im interanuellen Vergleich um 1,6% zurückgegangen, lag jedoch um 0,6% über Oktober 2015, ergibt der Index des Studienzentrums des Spitzenverbandes der Industrie, die „Unión Industrial Argentina“. Die ersten11 Monate 2015 liegen um 0,8% unter dem Vorjahr. Der interanuelle Rückgang vom November wurde stark durch den der Kfz-Produktion von 16,6% beenflusst, der wiederum mit einer Abnahme der Exporte, fast alle nach Brasilien, um 52,4% zusammenhängt. Die Grundmetallindustrie lag im November um 12,2% unter dem Vorjahr. Auf der anderen Seite verzeichnet der nichtmetallische Bergbau, was auch die Zementproduktion einschliesst, eine Zunahme von 12,1%.

			***

			Die ZB hat durch Mitteilung A 5893 die Zwangsreserven auf Dollardepositen der Banken von 30% auf 20% gesenkt. Auf diese Weise haben die Banken die Möglichkeit mehr Kredite für Vorfinanzierung von Exporten zu erteilen.

			***

			Die ZB hat durch Mitteilung A 5891 die Begrenzung für Devisentermingeschäfte abgeschafft. Bisher war die Nettoposition bei Haltung von Devisen auf 10% des Vermögens im Januar, 15% im Februar und 20% im März begrenzt. Doch für Devisenterminverkäufe galt die Hälfte dieser Koeffizienten.

			***

			Die ZB hat durch Mitteilung A 5892 das Verbot der Finanzierung an grosse Exporteure aufgehoben, durch das vor einigen Monaten die Getreideexporteure unter Druck gesetzt werden sollten, um ihre Devisen in Pesos umzuwandeln.

			***

			Die Firma Sadesa hat ihre Gerberei in Las Toscas, im Norden von Santa Fé, geschlossen. Dort wurden hauptsächlich Sohlen erzeugt, bei denen wegen Übergang auf PVC eine geringere Nachfrage besteht. 152 Arbeiter wurden entlassen.

			***

			Die Gewekschaft der Bankangestellten hat mit den Verbänden, die die Banken vertreten, eine Lohnzulage von $ 9.000 ab 1. Januar 2016 vereinbart, die in drei monatlichen Raten von je $ 3.000 gezahlt wird. Doch vorher hatte die Gewerkschaft schon eine Zulage von $ 5.500 erhalten, die im Januar ausgezahlt wurde, so dass es insgesamt $ 14.500 sind. Im April soll dann über die Lohnerhöhung im Rahmen des neuen Arbeitsvertrages verhandelt werden. Bis dahin soll bekannt sein, wie sich die Inflation entwickelt und wie es mit der Besteuerung der Gehälter der Bankangestellten aussieht.

			***

			Der internationale Währungsfonds sieht für Argentinien im Jahr 2016 einen Rückgang des Bruttoinlandsproduktes von 1% vor, etwas mehr als bisher vorgesehen. Finanzminister Prat Gay hatte kurz vorher noch erklärt, die Wirtschaft werde im zweiten Halbjahr wieder wachsen und somit werde das Jahr mit einem Plus von 0,5% bis 1% abschliessen.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise der Provinzverwaltung von San Luis weist für Dezember eine Zunahme von 6,5% aus. Dabei nahmen Nahrungsmittel und Getränke um 10,4% zu, und innerhalb dieser Sparte, Rindfleisch sogar um 22,9%.

			***

			Präsident Mauricio Macri bestätigte in Davos, dass Argentinien so bald wie möglich die Auflagen des Artikels IV der Statuten des IWF erfüllen werde, die sich auf die Kontrolle der Zahlen über öffentliche Finanzen u.a. wie der Preisindex, beziehen. Macri betont, dass er nichts verheimlichen wolle. Das bedeutet nicht, dass Argentinien einen IWF-Kredit beansprucht. Aber es beruhigt die Gemüter der internationalen Finanzwelt, die nach der systematischen Fälschung der Statistiken durch die Kirchner-Regierungen einer glaubwürdigen Information entbehrte.

			***

			Der gesamte Steuerdruck, also alle nationalen und provinziellen Steuern und Sozialabgaben, plus Gebühren der Gemeinden, bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt, erreichte 2015 34,6% , hat die Stiftung Fundación Meiterranea ermittelt. Das sind fast 18 Prozentpunkte mehr als im Jahr 2000. Wenn man die Wirkung der Inflationssteuer hinzuzählt, kommen noch weitere zwei Prozentpunkte hinzu, so dass man auf 36,6% gelangt. Ein Teil der Zunahme erklärt sich durch das wirtschafliche Wachstum bis 2011, ein anderer Teil durch die Zunahme der Zahl der formellen Arbeitnehmer, und ein weiterer durch die Rückverstaatlichung des Pensionierungssystems, so das die Beiträge wieder in die Staatskasse fliessen. Doch ein wesentlicher Teil ist auf verzerrende Steuern zurückzuführen, wie die Exportzölle und die Schecksteuer, ebenfalls auf die Tatsache, dass die Inflation weder bei Unternehmen, noch bei natürlichen Personen berücksichtigt wurde, so dass die effektiven Raten der Steuer stark gestiegen sind.

			***

			Das Institut IARAF (Instituto Argentino de Análisis Fiscal), das sich mit makroökonomischen Steuerstudien befasst und von Nadin Argañaraz geleitet wird, hat ermittelt, dass die gesamten Staatsausgaben (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) 2014 32,7% des Bruttoinlandsproduktes erreichten, gegen nur 17,4% im Jahr 2004. 

			***

			Der Direktor der ANSeS, Emilio Basavilbaso, erklärte, der Lohn, bis zu dem ein Arbeitnehmer den Familienlohn bezieht, wird unmittelbar von $ 15.000 auf $ 30.000 pro Monat erhöht. Dieser Betrag entspricht dem neuen steuerfreien Minimum der Gewinnsteuer. Auf diese Weise werden die Eltern von 1,2 Mio. minderjährigen Kindern wieder den Familienlohn erhalten.

			***

			Die Regierung habe sich die Vergabe von jährlich 100.000 Kredite für die Finanzierung von Eigenwohnungen im Rahmen des Prorammes „Procrear“ zum Ziel gesetzt, erklärte ANSeS-Direktor Emilio Basavilbaso. Ausserdem sollen jetzt auch Kredite für fertige Wohnungen, neu oder gebraucht, im System eingeschlossen werden. Dabei soll auch die Einkommenslage der einzelnen Familien unter Betracht gezogen werden, sowohl bei der Kreditbewilligung wie auch bei der Zinsberechnung. Es soll die Teuerung des Baulandes gebremst werden, die in den letzten Monaten eingesetzt ist, nachdem die Nachfrage wegen dieser Kredite rasant gestiegen ist. Ausserdem wird die Anses als Träger dieser Kredite für Eigenwohnungen die Summen der zu vergebenden Krediten erhöhen, da die bislang gewähren Beträge oft nicht ausreichten um die Bauvorhaben fertigzustellen.

			***

			Der Exekutivdirektor der ANSeS, Emilio Basalvilbaso, gab bekannt, dass seit dem 10. Dezember 2015 in 5200 Fällen von gerichtlich bestätigten Schulden an Rentner, die Zahlungen erfolgt seien. Er rechne mit bis zu 50.000 Zahlungen auf Grund von Urteilen der Justiz bis Jahresende. Unter seiner Amtsführung soll es nicht dazu kommen, dass Berufung gegen alle Urteile unterer Instanzen eingelegt wird, wie das unter der vergangenen Regierung geschehen sei, nur um Zeit zu gewinnen. Das erhöht die Gerichtskosten und ist im Wesen nur eine Schikane. Das bedeutet jedoch, dass der zu zahlende Betrag gesamthaft zunimmt.

			***

			Die Exporte von Berbauprodukten lagen 2015 unter dem Vorjahr. In 11 Monaten 2015 sei ein Rückgang von 19,1% im Mengen und von 7,5% im Wert, auf u$s 3,558 Mrd., festgestellt worden, berichtet das Beratungsbüro IES.

			***

			Die Apfel- und Birnenernte fällt in diesem Jahr um 50% geringer gegenüber dem Vorjahr aus, bedingt durch klimatischen Umstände, wie Hagel, sagte der Gouverneur der Provinz Rio Negro Alberto Weretilneck. Das Obst sei preislich dank Abwertung konkurrenzfähiger geworden. Das Problem liege darin, dass die Produzenten Schwierigkeiten bei der Aufnahme von Krediten hätten, bedingt durch die hohe Verschuldung. Letztes Jahr wurde der grösste Teil der Äpfel und Birnen nicht geerntet, weil der Preis nicht einmal die Pflückungskosten deckte. Russland, und zweitweise auch Brasilien, blieben als Käufer aus, und somit sank die Gesamtnachfrage auf ein Minimum. Der Verlust bei der vergangenen Ernte führte auch dazu, dass die Obstbäume weniger gepflegt wurden, so dass mehr Äpfel und Birnen verloren gingen oder beschädigt wurden. 

			***

			Die Ausgaben der Konsumenten für ihren Lebensunterhalt gingen 2015 gegenüber dem Vorjahr um 0,2% zurück, hat das Beratungsbüro CCR ermittelt, das sich auf Konsumstatistiken spezialisiert. Die erste Jahreshälfte war von einer Konsumflaute gekennzeichnet; besonders in den Monaten März und April, als der innerjährliche Rückgang bei -1,6% lag. Die Supermärkte spielten während der zweiten Jahreshälfte eine bedeutende Rolle bezüglich Nachfragesteigerung. Davon haben besonders tiefgekühlte Nahrungsmittel profitiert, die das Jahr 2015 mit einem Plus von 5,1% abschliessen konnten. Allerdings war das Jahr 2014 für diese Produkte besonders schwach gewesen. Besonders schlecht war das vergangene Jahr für die Haushaltsprodukte wie Kosmetik und Lebensmittel.

			***

			Der Gouverneur von Santa Fe Miguel Lifschitz hat eine Subvention von $ 18 Mio. für die Baumwollproduzenten angekündigt, im Rahmen des Nationalgesetzes 26.060, das die Förderung der Baumwolle vorsieht. 

			***

			Die ZB erhielt bei ihrer Ausschreibung von Lebac in Pesos am Dienstag Offerten für $ 40,24 Mrd., von denen $ 33,10 Mrd. angenommen wurden. Gleichzeitig wurden bestehende Lebac für $ 30,15 Mrd. amortisiert, so dass der Bestand um $ 2,95 Mrd. zunahm. Die Zinsen lagen leicht unter der Vorwoche. Bei Lebac auf 35 Tagen wurden 30,75% gezahlt, bei 63 Tagen 29,9%, bei 120 Tagen 28,75%, und bei 147, 203 und 252 Tagen 28,48%. Für Lebac in Dollar betrugen die Offerten u$s 794 Mio., wobei Lebac für u$s 340 Mio. verfielen. Die Zinsen lagen zwischen 2% und 2,25%.

			***

			Das Institut für die Gesundheitsbetreuung der Renter, PAMI („Prestación Asistencial Médica Integral“) weist unbezahlte Schulden, bei denen der Zahlungstermin verfallen ist, in Höhe von $ 5 Mrd. aus. Davon entfallen $ 1 Mrd. auf öffentliche Hospitäler, $ 2 Mrd. an private Hospitäler und $ 2 Mrd. an Apotheken. Ein Teil der Schulden geht auf das Jahr 2012 zurück. Monatlich weist das Pami ein Defizit von $ 200 Mio. aus, was zu einer Zunahme der Verschuldung führt. Für 2016 ist für das PAMI ein Budget von $ 82 Mrd. vorgesehen, die durch die Beiträge der Arbeitnehmer gedeckt werden. Die finanziellen Schwierigkeiten des PAMI haben zu einer Begrenzung des Verkaufs von Medikamenten (die in diesem Fall subventioniert werden) an die Rentner geführt.

			***

			Obwohl der Preis für Rinder auf dem Markt von Liniers seit Dezember um 17% zurückgegangen ist ($ 31,09 gegenüber $ 25,09 pro Kilogramm), zahlen die Verbraucher für das Rindfleisch immer noch einen Preis, wie wenn dies nicht geschehen wäre. Doch Landwirtschaftsminister Ricardo Buryaile meint, dass die Preise in den nächsten Tagen zurückgehen werden. 

			***

			25,9 Mio. Fluggäste haben im vergangenen Jahr die argentinischen Flughäfen genutzt; eine innerjährliche Zunahme um 8,7%. Fast ein Drittel der Passagiere sind über den internationalen Flughafen von Ezeiza abgeflogen (+6,1%). Aeroparque verzeichnete eine Zunahme von 7,5%. Am deutlichsten stigen die Passagiere in Rio Gallegos (+16,6%), Córdoba (+16,4%) sowie Salta (+14,3%).

			***

			Die U-Bahn Linie „D“ (von der Plaza de Mayo bis zu den Strassen Cabildo und Congreso) wird in Zukunft 60 modernste Waggons französischen Ursprungs zur bestehenden Flotte hinzufügen, die von der Firma Alstom geliefert werden. Sie sind mit Luftfederung, Klimaanlage und Sicherheitskameras ausgestattet. Beabsichtigt sei, dass die Frequenz der Züge auf zwei Minuten zurückgeht. Wann die neuen Waggons geliefert werden, wurde nicht bekanntgegeben. 

			***

			China hat im vergangenen Jahr 9.44 Mio. t Sojabohne in Argentinien gekauft, ein Plus von 57,19% gegenüber dem Vorjahr. Die Daten stammen vom chinesischen Zollamt. Daraus wurde ein fob-Mittelwert von u$s 377 ermittelt. Argentinien dürfte damit an die u$s 3,56 Mrd. für den Sojaverkauf an China eingesammelt haben. Aus der Gesamtproduktion werden 15% bis 18% Sojabohnen an die Volksrepublik exportiert; der Rest wird als Sojamehl und Sojaöl verarbeitet und verkauft.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Brasilien gingen 2015 insgesamt 1,5 Mio. Arbeitsplätze verloren, berichtet das Arbeitsministerium. Allein im Dezember seien es 600.000 gewesen.

			***

			Der Internationale Währungsfonds rechnet im laufenden Jahr mit einer Inflationsrate von 720% in Venezuela. Die Wirtschaftsleistung des südamerikanischen Landes dürfte um 8% einbrechen, sagte der Leiter der Abteilung für die westliche Hemisphäre, Alejandro Werner. Bereits im vergangenen Jahr stiegen die Preise in Venezuela um 275% - der höchste Wert weltweit. (dpa) 

			***

			Die US-Regierung hat weitere Massnahmen angekündigt, die dazu bestimmt sind, den Handel mit Kuba zu normalisieren. Einmal werden die Restriktionen abgeschafft, die bei den Zahlungsbedingungen und der Finanzierung von Exporten nach Kuba gelten. Und dann werden Reisen nach Kuba und Abkommen von US-Airlines mit kubanischen erleichert. Die Grundentscheidung, nämlich die Aufhebung des bestehende Embargos, hängt jedoch vom Kongress ab, der zunehmend geneigt ist, in diesem Sinn zu handeln.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Alas Uruguay

			Am Donnerstag der Vorwoche hat diese neue uruguayische Fluggesellschaft den Dienst zwischen Buenos Aires und Carrasco, bei Montevideo, aufgenommen. Die Gesellschaft gehört ehemaligen Mitgliedern des Unternehmens Pluna. Am 27. Januar wurde auch der Dienst von Buenos Aires nach Punta del Este aufgenommen.

			Costa Cruceros

			Dieses grosse italienische Unternehmen, das Kreuzfahrtschiffe betreibt, gehört der US-Firma Carnival Corporation, die auch die Kreuzfahrtunternehmen Carnival Cruse Lines, Ibero Cruceros, Princess Cruses besitzt. Carlos Nuñez, Geschäftsführer von Costa Cruceros für die Región, die Argentinien einschliesst, weist daurauf hin, dass dieses Jahr in Buenos Aires 101 Kreuzfahrtschiffe erwartet werden, mit insgesamt über 300.000 Passagieren, was 9% weniger als 2015 darstellt und weit enfernt vom Rekord von 510.000 Touristen ist, die 2013 eintrafen. Costa Cruceros bedient Buenos Aires mit zwei Schiffen, Costa Fascinosa und Costa Pacífica. Nuñez beklagt sich über hohen Kosten des Hafens von Buenos Aires: die operativen Kosten für ein Schiff verdreifachen die europäischer Häfen und vervierfachen die von karibischen. Bei den Kosten wirken sich die hohen Gebühren des Betreibers des Zufahrtkanals („hidfrovía“) aus, aber auch die Gebühren der Anlagestelle und die Kosten für Hafendienste.

			Congelados del Sur

			Dieses Lebensmittelunternehmen aus Rosario wird in den nächsten zwei Jahren $100 Mio. investieren, um seine Produktion bis 2017 zu verdreifachen. Die Mittel sollen für die Modernisierung des bestehenden Werkes, sowie für den Bau einer neuen Fabrik eingesetzt werden. Congelados del Sur stellt Tiefkühlprodukte wie Pizzas, Geflügelprodukte und weitere unter der Marke Frizzatta für Kunden wie Día, Grido, JBC Swift, Jumbo, La Anónima, Mc Cain und Paladini her. 

			Frigorífico Arroyo

			Dieses Schlachthaus in der Provinz Riuo Negro, das in den letzten acht Monaten still stand, ist an die Firma Carnes Rionegrinas verkauft worden. Die neuen Besitzer, mit Sitz in Ingeniero Jacobacci, übernehmen die Hälfte des Personals. Arroyo war das einzige Schlachthaus in Bariloche. 

			Vannier

			Dieses Pharmaunternehmen, das sich bisher in lokalem Besitz befand, wurde von der deutschen Stada Arzneimittel A.G. für u$s 13 Mio. gekauft. Es handelt sich um einen ersten Schritt des deutschen Konzerns, um bei generischen Medikamente in Lateinamerika Fuss zu fassen. Der bisherige Inhaber der Firma, Monsner, konnte aus Altersgründen nicht weitermachen, und sein Sohn war nach den USA ausgewandert. Vannier wurde 1992 gegründet, und hat eine Fabrik im Viertel Barracas der Bundeshauptstadt. Stada ist weltweit eines der 10 grössten Pharmaunternehmen, die generische Medikamente vertreiben, also solche, bei denen die Patente abgelaufen sind. Die Firma ist in 30 Ländern anwesend, mit 15 eigenen Fabriken, und beschäftigt 8.000 Menschen.
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			Die Rückkehr zur Welt

			Mit der Anwesenheit von Präsident Mauricio Macri und Spitzenbeamten in Davos wurde der Welt ein deutliches Zeichen der Wiederherstellung zivilisierter Beziehungen zwischen Argentinien und den grossen Staaten gegeben. In 12 Jahren waren die Kirchners nicht in Davos anwesend, weder Néstor noch Cristina, noch ein hoher Beamter, der sie vertreten hätte. Zudem hatten sich die Kirchners noch um schlechte Beziehungen mit den USA u.a. grossen Staaten bemüht, so 2005, bei einem Gipfeltreffen in Mar del Plata, wo auch Präsident George W. Bush anwesend war. Ganz in der Nähe hatte Néstor Kirchner damals ein zweites Treffen organisiert, mit Hugo Chaves als Hauptredner, der die ganze Zeit gegen die Vereinigten Staaten wetterte. Bush sagte zum Schluss, als er das Flugzeug bestieg, „never again“, also nie wieder, was einer Abkühlung der Beziehungen fast bis zum Nullpunkt bedeutete. 

			Die Kirchners verfolgten eine konsequente Politik der Abschottung von der westlichen Welt, mit Bildung eines Blocks mit Venezuela, Bolivien und Ecuador, und Verbesserung der Beziehungen zu notorischen Feinden der USA, wie es bis vor einigen Jahren Iran war. Diese ideologische Haltung war in der gegenwärtigen Welt wirklichkeitsfremd, und brachte dem Land nur Nachteile. Je mehr Cristina Kirchner ihre Aussenpolitik in ihren ständigen Reden betonte, umso tiefer wurde die Kluft. Abgesehen davon, dass diese Politik von vorneherein ein Anachronismus und im Wesen grober Unfug war, ist es dem Vorbildpartner Venezuela inzwischen besonders schlecht gegangen. In Bolivien hat Evo Morales inzwischen stillschweigend einen anderen Kurs eingeschlagen, der eine Rückkehr zu zivilisierten Spielregeln beinhaltet, und Ecuador ist ohnehin unbedeutend, und verwendet trotz rethorischem Nationalismus weiterhin den Dollar als eigene Währung.

			Macri wurde in Davos mit offenen Armen empfangen. Die grosse Welt hat gewiss genügend schwere Probleme, und hat nicht das geringste Interesse, konfliktive Beziehungen zu Argentinien aufrecht zu erhalten. Die USA und auch die EU u.a. Staaten. wollen Argentinien helfen, was allerdings voraussetzt, dass das Land sich selber hilft. Und gerade das hat Macri seinen Gesprächspartnern klar zu verstehen gegeben. 

			In dieser Hinsicht war es auch wichtig, dass Sergio Massa in Davos anwesend war, auf Einladung von Macri, und dort erklärt hat, dass der interne politische Streit in Argentinien nicht auf die Aussenpolitik übertragen werden sollte, bei der es eine einheitliche Stellungnahme geben müsse. Die Welt erwartet von Argentinien, dass die Spielregeln, die bei den internationalen Beziehungen gelten, unabhängig von der jeweiligen Regierung eingehalten werden. Und das hat Massa unterschwellig versprochen, sofern er gelegentlich die Regierung übernimmt. Massa vertritt mit seiner Partei, die Erneuerungsfront, vornehmlich den traditionellen Peronismus, der sich jetzt die Cámpora-Gruppe und den Cristinismus vom Halse schaffen will. Macri macht Massa jetzt zum Gesprächspartner der Opposition, was ihn im Justizialismus stärkt, auch weil die Politiker der Partei, besonders die Gouverneure und Bürgermeister der Front für den Sieg, aber auch andere, jetzt wissen, dass sie über Massa Zugang zu Macri haben und Zugeständnisse der Regierung bei Problemen erhalten können, die sie interessieren. Die Peronisten sind keine ideologischen Theoretiker, sondern im Wesen Realpolitiker. Um es kurz zu fassen: Macri stützt Massa, und Massa stützt Macri. Und davon profitieren beide, und auch Argentinien als Staat. 

			Macri hatte eine Unterredung mit dem US-Vizepräsidenten Joe Biden, Finanzminister Prat Gay eine mit dem US-Schatzsekretär Jack Lew, Aussenministerin Susana Malcorra eine mit US-Staatssekretär John Kerry. Dabei waren die konkreten Themen, die in den Gesprächen aufgekommen sind, weniger wichtig, als die Herstellung eines direkten Kontaktes, so dass es wieder einen zivilsierten Dialog gibt.

			Der Konflikt mit den Geierfonds u.a. Holdouts wurde nur beiläufig erwähnt. Denn er wird in den USA auf gerichtlicher Ebene ausgetragen. Nach einem Urteil des Obersten Gerichtsthofes zu Gunsten der Geierfonds, kann der Präsident wenig tun, um die verfahrene Lage zu ändern. Vor einigen Jahren, bevor die Prozesse eingeleitet wurden, wäre es anders gewesen. Aber diese Gelegenheit haben die Kirchners verpasst. Dennoch kann US-Präsident Obama, der eventuell dieses Jahr nach Argentinien kommt, auf die Geierfonds u.a. einen gewissen Einfluss ausüben. Ob es zu einem „amicus curiae“ kommt, also einer Mitteilung an den Richter, dass die US-Regierung ein Interesse an einer Lösung hat, die für Argentinien günstig ist, sei dahingestellt. Aber Obama und seine Mitarbeiter haben auch andere Möglichkeiten, um sanften Druck auf Paul Singer, Inhaber des Fonds NML-Elliot und Hauptkläger, u.a. auszuüben. Es geht jetzt weniger um einen Abschlag beim Kapital, der kaum möglich ist, als um einen bei den Zinsen, und um die Möglichkeit, die Schuld mit Wertpapieren mit langer Laufzeit und niedrigen Zinsen zu begleichen. Dieser Konflikt muss überwunden werden, als „conditio sine qua non“ zur Herstellung normaler Beziehungen zu den Finanzmärkten. Und gerade dies verleiht den Geierfonds eine starke Verhandlungsposition, die als Tatsache hingeommen werden muss.

			Allgemein wurde darauf hingewiesen, dass die Eingliederung in die Welt zu direkten Investitionen in Argentinien führen werde. In diesem Sinn erhielt Macri schon Zusagen von Coca Cola, die angeblich Projekte für eine Milliarde Dollar hat, und Dow, die ein grosses petrochemisches Werk in Bahía Blanca betreibt, das erweitert werden soll, die Absicht geäussert hat, noch mehr als bisher bekanntgegeben in Vaca Muerta zu investieren, in diesem Fall, um sich die Gasversorgung zu sichern, von der der Betrieb abhängt. Auch die französische Total, die britisch-niederländische Shell, die japanische Mitsubishi u.a. haben Investitionen in Aussicht gestellt. Doch all die Auslandsinvestitionen, sowohl die, die in Davos angekündigt wurden, wie viele andere, die in Aussicht stehen, haben keine unmittelbare Wirkung. Zunächst warten die meisten Investoren, dass die guten Absichten, die Macri und seine Leute äussern, auch in der konkreten Wirtschaftspolitik zum Ausdruck kommen. Die verfahrende Lage, die Cristina Kirchner überlassen hat, muss so schnell wie möglich überwunden werden, so dass es zu Wachstum mit abnehmender Inflation und Verringerung der Armut kommt. 

			Besonders wichtig bei der Unterredung Macri-Biden war, dass dieser erklärte, die US-Regierung werde jetzt Kredite der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank an Argentinien nicht mehr beanstanden. Dass bedeutet, dass Argentinien viel höhere Beträge erhalten kann, nachdem die Auszahlung von Krediten dieser Förderungsbanken in den letzten Jahren kaum die Amortisationen bestehender Kredite ausglichen. Argentinien hat einen grossen Bedarf an Infrastruktur, die sich sehr gut für Kredite dieser Institutionen eignen: Strassen, besonders Autobahnen, Kraftwerke, Investitionen zur Verhinderung von Überschwemmungen, und Eisenbahnen. Die Projektstudien bestehen teilweise schon, und können sonst mit Hilfe der Fachleute der genannten Banken kurzfristig fertiggestellt werden. Diese Kredite entlasten dann auch die Staatskasse und tragen somit zur Ausmerzung des Defizites bei. Es handelt sich dabei um langfristige Kredite zu niedrigen Zinsen, wobei die Banken, besonders die Weltbank, auch die Projekte prüfen und deren Durchführung kontrollieren. Das ist in einem Land, in dem es in der Regel bei öffentlichen Arbeiten sehr schlampig zugeht, mit Verzögerungen, Überpreisen und Projektfehlern, sehr wichtig. 

			Doch darüber hinaus, geht es auch um Handelsprobleme. In den USA besteht ein Hindernis beim Import von Rindfleisch und von Zitronen aus Argentinien, das objektiv keinen Grund hat. Doch in den USA gilt die ungeschriebene Regel, dass die Regierung gegenüber befreundeten Staaten eine wohlwollende Haltung hat, hingegen bei denen, die es nicht sind, die Probleme einfach liegen lässt. Wenn Argentinien jetzt wieder in die erste Kategorie eingestuft wird, kann man Lösungen erwarten. Auch mit der Europäischen Union gibt es Probleme, die jetzt zivilisiert behandelt werden können. Wichtig ist jetzt, dass sich die argentinische Regierung um die Themen kümmert, um die es dabei geht. In Davos wurde in Gesprächen mit EU-Vertretern auch die Aufnahme von Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen zwischen dem Mercosur und der EU erwähnt, die seit Jahren stocken. 

			Macri hat sich auch mit dem britischen Premierminister David Cameron getroffen. Dabei hat er die Malwinenfrage zwar erwähnt, aber nicht zum Kernpunkt des Gesprächs gemacht. Er hat auf seine Weise die These von Menem, einen Schirm über dieses Thema zu spannen, es also von den allgemeinen Beziehungen auszuklammern, wieder aufgenommen. Die aggressive Haltung von Cristina Kirchner führte hier zu nichts. Es hat gewiss keinen Sinn, die Beziehungen zu Grossbritannien wegen der Malwinen-Frage zu vergiften. Denn auch dieses Land spielt bei den Weltfinanzen eine bedeutende Rolle. Zivilisierte Beziehungen zu Grossbritannien sind auch deshalb unerlässlich weil dieses Land NATO-Partner der USA und Mitglied der EU ist. 

			Die Davos-Konferenz war dieses Mal für Argentinien so wichtig wie nie zuvor. Macri hat sie zu nutzen gewusst und zunächst erreicht, dass die Wirtschaftswelt, auch in Argentinien, unmissverständlich begriffen hat, dass das Land wieder zivilisierte Beziehungen zur Welt herstellt, was auch bedeutet, dass der Rechtsstaat wiederhergestellt wird, den die Kirchners als solchen in Frage gestellt hatten, und die Grundregeln der Wirtschaft, die international allgemein gelten, auch von Argentinien geachtet werden.
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			Eine Kehrtwende bei der Ausgabenpolitik um 180 Grad

			Die ehemalige Präsidentin, Cristina Elisabet Fernández Wilhelm de Kirchner, ist eine verschwenderische und ausgabefreudige Frau. Das hat sie in ihrem privaten Verhalten als Präsidentin gezeigt, aber auch in ihrer Eigenschaft als Staatsoberhaupt. Dieses schlechte Beispiel hatte dann eine noch grössere Auswirkung, weil viele Beamte ähnlich gehandelt haben. Die Verschwendung öffentlicher Mittel, die während ihrer Regierung stattfand, zum Teil direkt durch ihre Anweisung, ist einfach grotesk. Hinzu kommt dann noch die gigantische Korruption. Doch das gehört in ein anderes Kapitel.

			Was ihr privates Verhalten betrifft, so sei zunächst erwähnt, dass sie bei ihren Fernsehauftritten nie das gleiche Kleid anzog, also allein 2015 über 40 neue Kleider auf Staatskosten herstellen liess, dass sie alle zwei oder drei Wochen mit grossen Flugzeugen des Präsidialamtes, oft allein und sonst nur mit wenigen Begleitern, nach ihrer Ferienwohnung in Calafate, im südwestlichen Zipfel von Santa Cruz, flog und sich gelegentlich noch Zeitungen per Flugzeug bringen liess, dass sie sich bei ihren Auslandsreisen in den teuersten Luxushotels aufhielt, wie das Mandarin in New York, das u$s 7000 pro Tag kostet, wobei sie in ihren Reisen eine Unmenge von Beamten und treuen Anhängern mitnahm, die dabei nur Tourismus auf Staatskosten betrieben. All dies zeugt von dieser eigenartigen Haltung, die in anderen Ländern zu einem Riesenskandal geführt hätte. Man stelle sich nur vor, Angela Merkel würde sich ähnlich verhalten. 

			Mauricio Macri hat sich von Anfang an um Austerität bemüht. Das ist bei ihm eine natürliche Haltung; aber es kommt gut an und stellt ein Vorbild für alle dar, die die umfangreiche Regierungstruktur bilden. Nach Davos ist Macri mit einem Linienflugzeug von Air France gereist, statt mit dem Flugzeug des Präsidenten, was viel billiger ist. Die Flotte des Präsidialamtes soll jetzt abgebaut werden. Eines der Flugzeuge benötigt Reparaturen für u$s 20 Mio., die jetzt nicht erfolgen sollen. Macri meinte, er werde noch entscheiden, was von den Flugzeugen des Präsidialamtes übrig bleibt. Am besten wäre es, er schafft die ganze Abteilung ab und reist mit Linienflugzeugen oder gemieteten Maschinen. Das ist unverhältnismässig billiger und spart mehrere Millionen Dollar pro Jahr. Ausserdem ist es für ihn sicherer.

			Doch CFK hat auch bei Staatsausgaben aus dem vollem gewirtschaftet, Geld zum Fenster rausgeschmissen und nicht den geringsten Sinn für Prioritäten und Effizienz gehabt. Abgesehen von der Einstellung einer Unmenge überflüssiger Beamten und der Durchführung von unsinnigen Projekten wie Tecnópolis (wie wenn es für diesen Zweck nicht schon das Ausstellungsgelände von La Rural in Palermo gäbe) und die Umwandlung des Postgebäudes in einen Konzertsaal (wie wenn es nicht die Theater Colón, San Martín, Cervantes u.a gäbe), und den grossen Fehlinvestitionen, wie das Kraftwerk in Río Turbio und die zwei Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz, wurde überall Geld vergeudet. Zum Glück versandete das absurde Projekt eines Hochgeschwindigkeitszuges von Buenos Aires nach Córdoba, und auch das völlig verrückte Projekt des Baus eines eigenartigen Hochhauses von 300 Metern Höhe auf der sogenannten „Insel Maciel“, am Hafen von Buenos Aires, das für Fernsehprogramme u.a. unnötige Zwecke errichtet werden sollte. 

			Mit Macri kehrt nicht nur eine gewisse Normalität zurück, sondern es wird die Rationalität betont. Das ist bei einem Unternehmer, der er in seinen jungen Jahren war, eine natürliche Haltung, bei einem reinen Politiker nicht unbedingt. Das rationelle Verhalten steht vor Ideologie und verdrängt diese auf einen unbedeutenden Platz. Deshalb sagt auch Macri, dass die Kategorien von links und rechts ungeeignet seien, um seine Regierungspolitik zu definieren. 

			Linke Ideologen und auch Kirchner-Politiker werfen Macri vor, dass er zum Neoliberalismus zurückkehrt, wobei sie nicht einmal wissen, was dies bedeutet. Neoliberalismus ist Liberalismus mit Sozialpolitik, so wie Sozialdemokratie Sozialismus mit Marktwirtschaft ist. Lenin pflegte seinen Leuten zu sagen, Effizienz, also der wirtschaftliche Ausdruck der Rationalität, sei kein kapitalistischer Begriff, sondern er gelte auch für den Kommunismus. Er hatte recht: Effizienz ist der Grundbegriff der Wirtschaft überhaupt. Was Lenin nicht verstand, ist, dass der Kommunismus in seinem Wesen ineffizient ist. Ebenso begreifen linksextreme Ideologen und Politiker nicht, dass Marktwirtschaft eng mit Effizienz verbunden ist, weil sie ein allgemeines Verhalten in diesem Sinn beinhaltet, auf das es schliesslich ankommt, wenn es um Wachstum und Schaffung von Wohlstand geht.

			Zurück zur Vergeudung öffentlicher Gelder. Die Kirchner-Regierungen haben über die Programme „Argentinien arbeitet“ (Argentina trabaja) und „Sie (die Frauen) machen“ (Ellas hacen) zwischen $ 15 und $ 20 Mrd. jährlich an 200.000 Personen vergeben, über Pseudogenossenschaften, die in den meisten Fällen wenig oder gar nichts leisten, wobei auch die Namen der Mitglieder nicht bekannt sind. Dort wo diese eigenartigen Genossenschaften effektiv eine konkrete Tätigkeit vollzogen haben, wie Instandhaltung öffentlicher Plätze, war es in Gemeinden, die von befreundeten Bürgermeistern regiert wurden. Es gab überhaupt keine Kontrolle der Mittel, die hier eingesetzt wurden. Das Sozialministerium, das während 12 Jahren von Alicia Kirchner, der Schwester von Néstor, geleitet wurde, trägt bei dieser Veruntreuung öffentlicher Gelder eine grosse Verantwortung. Es bleibt zu hoffen, dass dies jetzt untersucht wird und aufhört.

			In die gleiche Kategorie fallen die Mittel, die direkt an die von Cristina Kirchner finanziell grosszügig unterstützte Sozialaktivistin Milagro Sala, in der Provinz Jujuy, vergeben wurden. Hier wurde noch kein Betrag genannt. Hunderte von Millionen Pesos, die die Staatskasse bereitstellte, gingen dann an Genossenschaften, die sich mit dem Bau von Sozialwohnungen befassten, wobei schliesslich festgestellt wurde, dass dabei auch Geld in die Tasche von Frau Sala floss. Gouverneur Gerardo Morales ist jetzt energisch vorgegangen, wobei die lokale Justiz schon mehrere Verfahren eingeleitet hat, wegen Bedrohung, Entwendung öffentlicher Gelder, Steuerhinterziehung u.a. Dieser Fall ist insofern erstaunlich, als dadurch der bisherige Gouverneur Eduardo Fellner, von der Regierungspartei, geschwächt wurde, was Morales zu einem bequemen Wahlsieg, mit 58% der Stimmen, verhalf. Hätte Fellner und nicht Sala das Geld für Wohnungen vergeben, ist es gut möglich, dass er die Wahl gewonnen hätte.

			Eine weitere Verschwendungsquelle war der enorme Aufwand für Regierungspropaganda. Dass eine Regierung sich bemüht, über Zeitungen, Zeitschriften, Rundfunk und Fernsehen, die eigenen Leistungen bekanntzugeben, ist in Ordnung, sofern nicht übertrieben wird. Aber dann muss dies so geschehen, dass die Botschaft auch ankommt, was bedeutet, dass die Medien, die am meisten Leser, Zuhörer oder Zuschauer haben, mehr Werbung erhalten, und ein rationeller Verteilungsschlüssel angewendet wird, bei dem auch kleinere oder spezialisierte Medien berücksichtigt werden. Doch unter CFK flossen die Mittel zu 90% an Medien, die von Freunden verwaltet wurden, und Programme, die offene Regierungspropaganda betrieben, von denen die meisten beim Publikum wenig ankamen. So hat die Staatskasse das absurde Fernsehprogramm 678 finanziert, das kaum Zuschauer hatte, das laut Minister Lombardi 2015 über $ 50 Mio. beansprucht hat, von denen $ 30 Mio. von der ANSeS, also auf Kosten der Rentner, beigesteuert wurden, was illegal ist. Jetzt wird es nicht weitergeführt. Die Staatskasse hat auch die Zeitungen Página/12, Tiempo Argentino, El Argentino und Zeitschriften wie Veintitrés praktisch ganz finanziert, und zahlt immer noch. Ebenfalls wurde der Buenos Aires Herald mit Regierungsgeldern erhalten. Sonst hätte er, wie das Argentinische Tageblatt, auf eine Wochenausgabe übergehen müssen, oder er hätte aufgegeben. In diesem Fall ist es erstaunlich, dass die englischsprachige Gemeinschaft gegenüber der deutschsprachigen bevorzugt wurde, und noch wird. 

			Abgesehen davon, erhielten die Journalisten, die bei diesen Programmen tätig waren, sehr hohe Vergütungen, wobei für dieses Jahr noch eine Erhöhung vorgesehen war. Die Gehälter sollten dabei von $ 66.625 bis $ 81.250 pro Monat ausmachen. Das verdient sonst kaum ein Journalist, auch wenn er zur Spitzenklasse gehört. Jetzt hat der Minister für öffentliche Medien, Hernán Lombardi, eine Kürzung von 40% dieser übertriebenen Entlöhnungen verfügt. Das sollte jedoch nur der Anfang sein. Denn die meisten dieser privilegierten Journalisten, die Kirchner-Propaganda betrieben, haben jetzt keinen Sinn und sollten daher einfach entlassen werden. Ein soziales Problem gibt es dabei nicht, denn die meisten dürften inzwischen ein schönes Vermögen angesammelt haben. Die neue Regierung hat noch nicht entschieden, welche Politik sie bei Regierungspropaganda einführen wird, und was mit den K-Medien geschieht. Doch der Statu quo lässt sich nicht beibehalten. Es ist schon absurd genug, dass Página/12 ab 10. Dezember die Macri-Regierung, die ihr das Geld für ihre nackte Subsistenz gibt, systematisch und meistens ungerecht scharf kritisiert. 

			Ein anderer Bereich, der gesäubert und verkleinert werden muss, sind die Geheimdienste, also einmal die AFI („Agencia Federal de Inteligencia“), ehemals SIDE (Servicio de Inteligencia del Estado) benannt, und dann die Abteilung des Heeres, die sich auch mit dem Thema befasst, die der ehemalige Oberkommandierende César Milani bis vor kurzem leitete und stark ausgebaut hat. Die Kirchner-Regierungen haben dicse Dienste für politische Spionage verwendet, sowohl für Oppositonspolitiker, kritische Journalisten und andere, wie auch für die eigene Mannschaft. All das ist illegal. Grundsätzlich müssen sich diese Informationsdienste nur mit dem Drogenhandel u.a. verbrecherischen Tätigkeiten befassen. Das erfordert auf alle Fälle nur einen Bruchteil der hunderten von Menschen, die hier angestellt sind, wobei man bei den meisten ohnehin nicht weiss, was sie wirklich tun.

			Grundsätzlich müsste die gesamte Staatsstruktur durchkämmt werden. Unter den Kirchners, von Mai 2003 bis Dezember 2015, wurden 6 neue Ministerien geschaffen, plus 14 neue dezentralisierte Ämter und 10 Staatsunternehmen. Wenn ein Staatssekretariat zum Ministerium gemacht wird, wie es bei Kultur und vorher bei Tourismus u.a. erfolgte, dann entstehen sofort neue Staatssekretariate und eine aufgeblähte Verwaltungsstruktur. Viele dieser Strukturen, die zum Teil keine effektive Funktion hatten, wurden von der neuen Regierung sofort abgeschafft. Unter den Kirchners wurden viele Unterstaatssekretariate u.a. Ämter geschaffen, die sich mit „Koordinierung“ befassen sollten. Das allein ist schon grober Unfug, da Minister, Staatssekretäre u.a. hohe Beamte, die Themen, die zwischen ihnen aufkommen, direkt behandeln und keinen Koordinator brauchen, der ohnehin nur eine Komplikation darstellen würde.

			Mit diesen Beispielen erschöpft sich das Thema gewiss nicht. So hat der neue Direktor des PAMI, das Institut zur Betreuung der Gesundheit der Rentner, Carlos Regazzoni, der bisher in der Stadt schon auf dem Gebiet der Gesundheitsbetreuung tätig war, festgestellt, dass die Ausgaben 2015, ohne Gehälter und deren Sozialabgaben zu berücksichtigen, halb so hoch hätten sein sollen, wie es der Fall war. Also $ 30 statt $ 60 Mrd. Überall wurden Überpreise oder inexistente Medikamente bezahlt. 

			Wie weit all dem, was wir dargestellt haben, das Defizit des Nationalstaates ausgeglichen werden kann, sei dahingestellt. Auf alle Fälle kann es stark verringert werden, was zur Inflationsbekämpfung beitragen würde. Die Gesellschaft zahlt die ganze Verschwendung mit Steuern und Inflation. Umsonst ist nur der Tod.

			

			

		

	